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      22-00-05 pa-ck    25.04.2018 

 

Datenschutz-Aufsicht im kommunalen Steueramt 

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

 

mit E-Mail-Rundschreiben vom 13.03.2018 hatten wir Sie über Neuregelungen durch die Da-

tenschutz-Grundverordnung (DSGVO), insbesondere den Steuerbereich betreffend unterrich-

tet. Ergänzend dazu informieren wir Sie heute darüber, dass die Bundesbeauftragte für den 

Datenschutz und die Informationsfreiheit (BfDI) die zuständige datenschutzrechtliche Auf-

sichtsbehörde über die Finanzbehörden sein wird, soweit es um die Verarbeitung personenbe-

zogener Daten im Anwendungsbereich in der novellierten Abgabenordnung geht. Das heißt, 

dass im Bereich der kommunalen Steuerämter die Datenschutz-Aufsicht zukünftig durch die 

Bundesdatenschutzbeauftragte wahrgenommen wird, soweit Realsteuern (Grund-und Gewer-

besteuern) auf Grundlage der Abgabenordnung (AO-neu) administriert werden.  

 

Der Deutsche Städtetag (DST) informierte hierüber mit Schreiben vom 25.04.2018 bereits die 

unmittelbaren Mitgliedsstädte und Mitgliedsverbände. Der DST führt in diesem Schreiben 

aus, dass die kommunalen Steuerämter grundsätzlich auch weiterhin von den Landesdaten-

schutz-Aufsichtsbehörden datenschutzrechtlich beaufsichtigt werden. Nur für den Bereich der 

Realsteuern wird jedoch zukünftig die BfDI die zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde für 

die kommunalen Steuerämter sein. Die Rechtsgrundlage für diese Zuständigkeit in BfDI 

ergibt sich aus § 1 Abs. 2 AO-neu, wonach für die Realsteuern die (datenschutzrechtlichen) 

Regelungen der Abgabenordnung gelten. In der Folge werden die kommunalen Steuerämter 

zukünftig also von zwei unterschiedlichen Datenschutzbehörden in datenschutzrechtlichen 

Angelegenheiten beaufsichtigt.  

 

Vor diesem Hintergrund hat die BfDI das als Anlage 1 beigefügte Informationsschreiben zur 

Verfügung gestellt. In dem Schreiben erfolgen zudem weitere Positionierungen der BfDI zu 

datenschutzrechtlichen Einzelfragen, die seitens einer Städtetags-Arbeitsgruppe an die BfDI 

herangetragen wurden. 
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Die Datenschutzaufsichtsbehörden von Bund und Ländern haben zudem erkannt, dass die 

vorstehend skizzierte, kombinierte Datenschutzaufsicht im Bereich der kommunalen Steuer-

ämter koordiniert werden muss. Im Arbeitskreis Steuerverwaltungen der Datenschutzauf-

sichtsbehörden von Bund und Ländern wurde daher im Februar 2018 eine Aufgabenabgren-

zung der Datenschutz-Aufsichtsbehörden besprochen. Das Ergebnis dieser Aufgabenabgren-

zung überlassen wir Ihnen als Anlage 2 zu diesem Schreiben.  

 

Wir bitten um Kenntnisnahme und Beachtung. Für Rückfragen stehen wir Ihnen gern zur Ver-

fügung.  

 

Mit freundlichen Grüßen  

 

 
Heiko Liebenehm  

Erster Beigeordneter  

 

 

 

Anlagen  

 


